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Berichtigung.

.N 26 .
Gesetz für das Herzogthum Oldenburg, betreffend die Unterstützungs-An¬

stalt für die Wittwen und Waisen der evangelischen Bvlksschul-
lehrer.

Oldenburg, den 8. März 1876.

26 ir Mcolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden
Großhcrzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog
von Schleswig, Holstein, Stormarn, der Dithmarschen
und Oldenburg, Fürst von Lübeck und Birkenseld, Herr
von Jever und Kniphausen rc. re.
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verkünden rückstchtlich der durch die Consrstorialbekannt-
nurchung vorn 3./6. November 184k errichteten Unterstützungs-
Anstalt für die Wittwen und Waisen der evangelischen Volks-
schullehrer mit Zustimmung des Landtags als Gesetz für das
Herzogtum Oldenburg, was folgt:

Art. 1.
Zweck der Anstalt ist Unterstützung der Wittwen und

Waisen der evangelischen Volksschullehrer des Herzogthums
Oldenburg.

Art. 2.
Die Anstalt hat die Rechte einer milden Stiftung und

genießt dieselbe Stempel- und Sportelnfrciheit wie die Staats¬
anstalten.

Art. 3.
Die Anstalt steht unter der Leitung und unmittelbaren

Aussicht des evangelischen Oberschuleollegiums, welches auch
die über die Auslegung und Anwendung dieses Gesetzes ent¬
stehenden Zweifel und Streitigkeiten entscheidet.

Gegen die Verfügungen des Oberschuleollegiums findet
der Reeurs an das Staatsministcrium, Departement der
Kirchen und Schulen, statt.

Art. 4.
Für die Verwaltung des Vermögens der Anstalt und die

Kaffesührung wird vom Obcrschulcollegium ein Provisor be¬
stellt, aus welchen die für die Provisoren der übrigen dem
Oberschnlcvllegium untergebenen Fonds bestehenden allgemei¬nen Vorschriften Anwendung finden.

Alle Zahlungen an die Anstalt geschehen gültiger Weise
an den Provisor und vertritt derselbe die Anstalt vor Gericht.
Zur gültigen Rückzahlung belegter Kapitalien und zur Til¬
gung erlangter Jngrossatc bedarf es jedoch einer vom Ober-
schuleollegium auf der betreffenden Urkunde schriftlich erthcil-
ter Ermächtigung zur Empfangnahme der Zahlung und zur
Bewilligung der Tilgung des Jngrossats. Desgleichen bedarf
es einer schriftlichen Ermächtigung bczw. Genehmigung zu
Cesfionen und bczw. Vergleichen.
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Art . 5.

Die vom Provisor jährlich abzulegendc Rechnung ist

durch einen von dem Oberschulcollegium zu bestellenden Re¬

visor zu revidiren und demnächst vom Oberschulcollegium zu

decidiren . Ruch erfolgter Feststellung der Rechnung ist vom

Oberschulcollegium eine summa . ische Uebersicht des Vermögcns-

bcstandes , sowie der Einnahmen und Ausgaben in den Oldcn-

burgischcn Anzeigen zu veröffentlichen und ein Auszug aus

der Rechnung der Landeslehrerconfcrenz zur Kenntnißnahmc

mitzutheilen.

Art . 6.

Mitglieder der Anstalt sind von Rechtswegcn ^ und ohne

daß es einer besonderen Melkung zur Aufnahme .bedarf:

s ) alle verheirathete an den evangelischen Volksschulen

des Hcrzogthums angestellte Haupt - und Ncbenlchrer.

Ausgeschlossen sind indessen diejenigen Lehrer , welche

zur Zeit der ersten Errichtung dieser Anstalt bereits

angcstellt waren und bisher die Mitgliedschaft noch

nicht erlangt haben;

b ) alle verheirathete , pcnstonirte oder auf Wartegcld

stehende evangelische Volksschullehrcr , welche zur Zeit

ihrer Penstonirung bezw . Dispositionsstellung Mit¬

glieder der Anstalt waren.

Verwittwete Interessenten bleiben so lange beitragspflich¬

tig , als sie Kinder im penstonsberechtigtcn Alker am Leben

haben (Art . 19 ) , jedoch mit der Beschränkung , daß beim Vor¬

handensein nur eines solchen Kindes nur der halbe Beitrag

zu zahlen ist.

Art . 7.

Diejenigen Mitglieder , welche ihr Amt niederlegen , oder

von demselben ohne Pension bez. Wartegcld entlassen werden,

scheiden aus der Anstalt aus und verlieren ohne Entschädi¬

gung wegen geleisteter Beiträge , für ihre künftigen Wittwen

und Waisen den Anspruch auf eine Pension.
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Art . 8.
Die nach Abzug der Verwaltungskosten zu den Pensio¬

nen zu verwendenden Einkünfte bestehen:
g) in den Zinsen der Fondskapitalien (Art . 9 und 10 ) ;
d ) in den ordentlichen und außerordentlichen Beiträgen

der Mitglieder ( Art . II und 12 ) ;
o) in etwaigen Geschenken , Vermächtnissen oder sonstigen

Zuwendungen , welche der Anstalt mit dieser Bestim¬
mung zufließen.

Art . 9.

Den bleibenden Fonds der Anstalt bilden:
s) das bis jetzt angesammelte Vermögen;
b ) die der Anstalt künftig zukommcnden Geschenke , Ver¬

mächtnisse oder sonstige Zuwendungen , insoweit den¬
selben nicht bei der Neberweisung ausdrücklich eine
andere Bestimmung gegeben worden ist;

o) die diesem Fonds nach Art . 15 aus den Neberschüssen
künftig zu überweisenden Gelder.

Der bleibende Fonds ist in seinem Kapitalbestande intakt
zu erhalten und sind nur die Einkünfte desselben zu den
Pensionszahlungen zu verwenden.

Art . 10.

Neben dem bleibenden . Fonds soll ein Sicherheitsfonds
im Betrage von 5000 gebildet werden:

a ) aus den nach Art . 15 zu diesem Zwecke aus den
künftigen Neberschüssen abzuführenden Geldern;

b ) aus den der Anstalt mit dieser Bestimmung etwa
zukommenden Geschenken , Vermächtnissen oder sonstigen
Zuwendungen.

Reichen die Einkünfte der Anstalt zur Deckung der noth-
wendigen Ausgaben nicht aus , so sind die fehlenden Mittel
dem Sicherheitsfonds zu entnehmen , welchem die desfälligen
Zuschüsse demnächst aus den Neberschüssen wieder zu er¬
setzen sind.



Die Einkünfte des Sicherheitsfonds sind, wenn und so
lange derselbe nicht den Bestand von 5000 ^ hat , dem
Kapital zuzuschlagen , bei vollem Bestände des Fonds aber
zu den Pensionszahlungen zu verwenden.

Art . 11.

Die ordentlichen Beiträge der Mitglieder richten sich,

ohne Rücksicht auf Alter , Gesundheit , Vermögen rc., lediglich

nach dem Betrage deS Diensteinkommens bez. deS Ruhe¬

gehalts oder Wartegeldes und zwar sind halbjährlich zu

bezahlen bei einer Einnahme:
bis -/M 600 - . - c/s 4 —

von 601 bis 700 5 —

,, ,, 701 800 ' ,, 6 10
801 ,/ 900 ' ' // 7 30

,, 901 ,, 1000 8 60

„ 1001 „ 1100 10 —

1101 1200 11 50

,, 1201 1300 ' ' „ 13 —

,/ 1301 ,, 1400 » ' ,, 14 —

,, 1401 1500 . ' /, 15 —

,/ // 1501 1600 ' ' ,, 16 —

1601 1700 . ' ,/ 17 —

,, 1701 1800 18 —

„ 1801 1900 19 —

und über 1901 20 —

Bei der Veranlagung bleibt der Nntzungswerth der
Dienstwohnung oder die statt derselben gewährte Wohnungs¬
entschädigung , sowie der Betrag einer etwaigen Zulage für
fehlendes oder nicht genügend vorhandenes Schulland außer

Betracht , und sind zur Ausgleichung vom Ruhegehalte bezw.
Wartegelde der pensionirten oder zur Disposition stehenden
Mitglieder 20 A bezw. wenn dasselbe unter 750 beträgt,
150 abzusetzen. Als Dicnsteinkommen ist im fiebrigen
der vom Oberschulcollegium festgestellte Betrag des Ein¬
kommens der Schulftelle in Ansatz zu bringen , einschließlich



der Auskünfte des etwa mit derselben verbundenen Kirchen-

amts und der Ortszulage und unter Zurechnung der dem

betreffenden Lehrer persönlich bewilligten Gehalts - und

Alterszulagen.
Art . 12.

An außerordentlichen Beiträgen sind zu entrichten:
s . bei der Versetzung eines Mitgliedes auf eine um min¬

destens 100 einträglichere Stelle ein Versetzungs¬

geld im Betrage von 5A der Verbesserung;
b . bei der Verheiratung mit einer , über 10 Jahre jün¬

geren Frau ein Heirathsgeld im Betrage von je einer
Mark für jedes weitere Jahr der Altersdifferenz.

Art . 13.

Die ordentlichen Beiträge sind am I . Juni und I . Dc-

cember jeden Jahres zu bezahlen . Die Höhe des Beitrags
und der Umfang der Beitragspflicht bestimmen sich lediglich

nach den zur Zeit des Fälligkeitstermins bestehenden Verhält¬
nissen ohne Rücksicht auf die seit dem Eintritt der letztem

verflossene Zeit . Desgleichen ist umgekehrt beim Tode eines

Mitgliedes oder dem Erlöschen der Beitragspflicht durch das
Ausscheiden desselben (Art . 7) bezw. durch den Tod der Ehe¬

frau oder der pensionsberechtigten Kinder ein Beitrag für die

Zwischenzeit seit dem letzten Fälligkeitstermine nickt mehr zu
entrichten.

Die außerordentlichen Beiträge sind mit dem nächsten

nach dem verpflichtenden Vorgänge fälligen ordentlichen Bei¬

trage zu bezahlen.
Art . 14.

Die Beiträge sind von den Mitgliedern direct beim Pro¬

visor einzuzahlcn oder demselben portofrei einzuschicken . Ist

die Zahlung nicht bis zum 1. Juli bezw. 1. Januar bewirkt,
so hat der Provisor dieselben im Wege des Postmandats von

den Säumigen einzusordern und eventuell dem Verwaltungs¬
amte ein Verzeichniß der Rückstände einzuschicken, welches die¬

selben im Verwaltungswege beizutrciben hat.
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Art . 15.

So lange der bleibende Fonds der Anstalt (Art . 9)
noch nicht den Bestand von 50000 ^ erreicht hat , sind die
künftig sich ergebenden Ueberschüsse der Einnahmen über die
Ausgaben ausschließlich diesem zu überweisen , demnächst
aber bis zur Summe von jährlich 500 ^ an den Sicher¬
heitsfonds (Art . >0) abzuführen , bis derselbe den vorgesehenen
Bestand von 5000 erreicht hat . Die ferneren Ueber¬
schüsse sind , soweit sie nicht etwa zum Ersatz der aus dem
Sicherheitsfonds geleisteten Zuschüsse zu verwenden sind,
durch Dividendenzahlung unter die Mitglieder nach Verhält-
niß ihrer Beiträge zu vertheilen mit der Beschränkung , daß,
wenn die Dividende unter 5 A betragen würde , eine Ver-
theilung nicht stattfindet , sondern der Uebersckuß für bas
folgende Jahr in Einnahme zu stellen ist.

Der Betrag der etwaigen Dividende ist vom Oberschul¬
collegium nach Feststellung der Rechnung in den Oldenbur-
gischen Anzeigen bekannt zu machen und hat die Zahlung
durch Kürzung an den nächsten Beiträgen zu geschehen.

Art . 16.

Reichen die vorstehend vorgesehenen Einkünfte der An¬
stalt zur Deckung der derselben obliegenden Ausgaben nicht
aus und können die fehlenden Mittel auch dem Sicherheits¬
fonds nicht entlehnt werden , so find dieselben von den Mit¬
gliedern durch einen entjprcchenben Procentzuschlag zu den
ordentlichen Beiträgen auszubringe » . Der Betrag des erfor¬
derlichen Zuschlags ist vorkommenden Falls vom Oberschul¬
collegium in den Olbenburgischen Anzeigen bekannt zu machen
und ist derselbe alsdann mit den nächsten ordentlichen Bei¬
träge » zu entrichten.

Art . 17.
Die von der Anstalt zu gewährende Pension wird auf

90 ^ festgesetzt, doch ist das Oberschulcollegium ermächtigt
für den Fall , daß die regelmäßigen Einkünfte der Anstalt
sich zur Leistung dieser Pension dauernd unzureichend erweisen



sollten , nach Anhörung der Landeslehrerconferenz , eine Er¬

mäßigung des Pensionssatzes zu bestimmen.
Art . 18.

Zunächst ist die Wittwe zum Genuß der Pension berech¬

tigt . Sie verliert denselben , wenn sie sich wieder vereirathet.
Art . 19.

Ist keine Wittwe vorhanden , ist dieselbe gestorben oder

zur andern Ehe geschritten , so treten die Kinder des verstor¬

benen Mitgliedes bis zu einem gewissen Alter , nämlich die

Söhne , welche das 18 ., die Töchter , welche das 16 . Lebens¬

jahr noch nicht überschritten haben , gemeinschaftlich in Len

Genuß der Pension , welche für dieselben zum vollen Betrage

bezahlt wird , so lange wenigstens 2 Kinder dieses Alters

leben , zur Hälfte aber , wenn nur ein Kind dieses Alters
vorhanden ist.

Art . 20.

Die Pensionen werden in halbjährlichen Raten am 1.

Januar und 1. Juli jeden Jahres fällig und vom Provisor

erforderlichen Falls nach Beibringung der im Art . 22 vor¬

gesehenen Bescheinigung an diejenigen ausbezahlt , welche an

diesem Tage zur Empfangnahme der Pension berechtigt sind.

Wird eine Pensionsrate nicht innerhalb Jahresfrist vom

Fälligkeitstermine ungerechnet , gehoben , so verfällt dieselbe

zu Gunsten deS bleibenden Fonds.
Art . 21.

Die Verpflichtung der Anstalt zur Zahlung der Pension

beginnt mit dem nächsten nach dem Tode des betreffenden

Mitgliedes , und Falls dem Pensionsbercchtigten eine Gna-

denzcit zusteht , mit dem nächsten nach Ablauf derselben ein-

trctenden Zahlungstermine ; sie endigt mit dem Eintritt des¬

jenigen Umstandes , welcher bas Wegfallen der Pension zur

Folge hat , ohne daß eine Nachzahlung nach Verhältniß

der seit dem letzten Zahlungstermine verflossenen Zeit statt¬

findet.
Unterläßt eine Wittwe oder der Vormund eines peusions-

berechtigten Kindes die Hebung der Pension während der
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Dauer von zwei Jahren und ist dem Provisor über den
Verbleib der Berechtigten nichts bekannt , so sind dieselben
als an dem Tage , an welchem die zuletzt ausgezahlte Pen¬
sion fällig geworden , verstorben anzusehen , jedoch mit der
Beschränkung , daß die dem bleibenden Fonds in Gemäßheit
des Art . 20 bereits überwiesenen Pensionen , demselben zu
belassen sind . Eine spätere Meldung hat den Wiedereintritt
in die Berechtigung zur Folge , indessen nur hinsichtlich der
Pensionen , welche nach der Meldung fällig werden.

Art . 22.

Der Provisor zahlt die Pension der Wittwe nach bei¬
gebrachter Bescheinigung , daß sie noch im Wittwenstande
lebe, dem Vormunde der Waisen , deren Geburtsschein bei
der ersten Hebung eingeliefcrt werden muß , nach beige¬
brachter Bescheinigung über das Leben der Penstonsberech-
tigten.

Diese Bescheinigungen sind von dem Gemeindevorsteher
des Wohnorts der Empfangsberechtigten unentgeltlich aus-
zusiellen , es sind jedoch auch die vom Pfarrer ausgestellten
genügend.

Art . 23.

Die Pensionen dürfen weder mit Arrest belegt noch zum
Concurse gezogen werden.

Art . 24.

Ueber jede Abänderung dieses Gesetzes soll zuvor bas
Gutachten der Landcslehrerconferenz eingezogen werden.

Uebergangsbc  stimm ungen.
Art . 25.

Den kein Schulamt verwaltenden Organisten und Kü¬
stern , welche auf Grund der bisherigen Statuten Mitglieder
der Anstalt geworden sind , bleibt diese Eigenschaft mit allen
Rechten und Pflichten erhalten , es sollen dieselben indessen
berechtigt sein, jederzeit unter Verzicht auf Entschädigung
wegen der geleisteten Beträge auSzuscheiben.



Art . 26.

Ter Zeitpunkt , mit welchem dies Gesetz in Kraft tritt,

wird im Wege der Verordnung bestimmt.
Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrift

und beigedruckten Großherzogiichen Jnstegels.
Gegegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg den 8.

März 1876.

(I,. 8.) Peter.

Mutzenbecher.
Brauer.

.M 27.
Gesetz für das Herzogtbum Oldenburg , betreffend die Enteignungen zu

der Vergrößerung des Braker Hafens.

Oldenburg , den 13 . März 1876.

2öir Ncolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden
Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog

von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dithmarschen

und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld , Herr

von Jever und Kniphausen rc. rc.

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz für

das Herzogthum Oldenburg , was folgt:

Einziger Artikel.

Die Bestimmungen des Gesetzes für das Herzogthum

Oldenburg vom 28 . März 1867 , betreffend die Enteignungen
zu Eisenbahnen , kommen auch auf die zur Vergrößerung der

Braker Hafenanlagen nothwendigen Enteignungen zur An¬

wendung.
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Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens - Unterschrift
und beigedrucklen Großherzoglichen Jnfiegels.

Gegeben auf dem Schloss ' zu Oldenburg , den 13 . März
1876.

(D. 8 .) Peter.

von Berg.
Brauer.

.N 28.
Gesetz für das Hcrzogthum Oldenburg , betreffend Verwendung der Ein¬

nahmen aus Markantheilen , Gemeinheitsüberschüffen und Staats¬
mooren.

Oldenburg , den 13 . März 1876.

26ir Nikolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden
Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog

von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dithmarschen

und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld , Herr

von Jever und Kniphausen re. re.

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz für
das Hcrzogthum Oldenburg , was folgt:

Einziger Artikel.

8 I . Alle dem Staare zufließenden Einnahmen aus den
Markantheilen , sowie diejenigen aus den Gemeinheitsüber¬
schüssen und Staatsmooren sind zunächst zur Hebung und
Förderung der bereits vorhandenen oder noch zu begründen¬
den Colonate (Anbauer , Neubauer u . s. w .), in deren wirth-
schaftlicher Entwickelung und , soweit sie hierzu nicht erforder¬

lich, zur Erwerbung von Grundstücken behufs Förderung der
Kolonisation und zu allgemeinen land - und forstwirthschaft-
lichen Meliorationszwcckcn zu verwenden.
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Ueber die nach vorstehender Bestimmung sich ergebenden
Einnahmen und aus denselben zu bestreitenden Ausgaben ist
für jede Finanzpcriode ein Voranschlag dem Landtag zur Fest¬
stellung vorzulegen.

8 2. Der Artikel 7 8 2 Abs. 2 des Markgesctzes vom
20. April 1873 ist aufgehoben.

Urkundlich unserer eigenhändigen Nainens-Untcrschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnstegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg, den 13. März
1876.

<D. 8.) Peter.

von Berg.
Brauer.

Berichtigung.
In dem Gesetz für daS Großherzogthum vom 28. Fe¬

bruar 1876, betreffend Abänderung des Civilstaatsdiener-
gesetzes vom 28. März 1867, lautet auf S . 93 der Eingang
des Art. 2 unrichtiger Weise: „Artikel 8 8 1 Ziffer  3 " ,
während es heißen muß: „Artikel 8 8 1 Zeile 3."
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